
1 

 

Reglement über die Ausrichtung von Mietzinsbeiträgen - Synopse 
 

Die Gemeindeversammlung Lupsingen beschliesst gestützt auf § 47 Abs. 1 Ziff. 2 Gemeindegesetz sowie § 10 des Gesetzes über die Ausrichtung von Mietzins-
beiträgen und § 1 Abs. 1 der Verordnung zum Mietzinsbeitragsgesetz: 

 

Aktuelles Reglement Neues Reglement Auszüge Kantonales Gesetz bzw. Verordnung 
(kursiv) 

 A. Allgemeine Bestimmungen  

§ 1 Zweck  
Dieses Reglement bezweckt den Vollzug des Ge-
setzes über die Ausrichtung von Mietzinsbeiträgen 
(MBG) vom 20. März 1997, insbesondere dessen 
§§ 1 und 9 Absatz 1. 

§ 1. Zweck 

Dieses Reglement regelt den Vollzug der Bestim-
mungen über die Ausrichtung von Mietzinsbeiträ-
gen. 

 

 B. Anspruchsvoraussetzungen  

§ 4 Höchstmieten  
1 Die anrechenbare Jahresnettomiete ist im An-
hang zu diesem Reglement festgelegt und wird 
vom Gemeinderat jeweils der aktuellen Zinsent-
wicklung angepasst.  
 
2 Die Jahresnettomiete darf 50 % des Jahresein-
kommens nicht übersteigen 
 
 
 
 
§ 3 Jahresnettomiete  

 
1 Als Jahresnettomiete gilt der vertraglich verein-
barte Jahresmietzins ohne Nebenkosten.  
 
2 Besteht ein Untermietverhältnis, so wird die Jah-
resnettomiete um eine dem Untermietverhältnis 
angemessene ortsübliche Jahresmiete reduziert. 

§ 2. Mietzinshöchstbeitrag  
1 Der maximale Mietzinsbeitrag entspricht der Jah-
resnettomiete zuzüglich 20 % als Nebenkosten be-
ziehungsweise der angemessenen Jahresnetto-
miete. 

 

 

 

 

 

 
2 Die angemessene Jahresnettomiete entspricht 
dem durch die Sozialhilfebehörde festgelegten Miet-
zinsgrenzwert in der Sozialhilfe zuzüglich 20 % der 
Nettowohnungskosten als Nebenkosten. 

§ 5 Höhe des Mietzinsbeitrags 

 
1 Der Mietzinsbeitrag entspricht der Differenz zwi-
schen der Jahresnettomiete einer Unterstützungs-
einheit und derjenigen Miete, welche die Mietzins-
belastung auf ein tragbares Mass reduziert. 
2 Das tragbare Mass der Mietzinsbelastung ist die 
Differenz zwischen dem massgeblichen Einkom-
men und den anerkannten Ausgaben. 
3 Liegt der vertraglich geregelte Mietzins über der 
durch die Wohngemeinde festgelegten angemesse-
nen Jahresnettomiete, die mindestens dem durch 
die Gemeinde festgelegten Mietzinsgrenzwert in der 
Sozialhilfe, zuzüglich 20 % der Nettowohnungskos-
ten als Nebenkosten, entspricht, gilt letztere als 
massgebender Mietzins für die Berechnung des 
Mietzinsbeitrags. 
4 Die jährlich ausgerichteten Mietzinsbeiträge dür-
fen die Jahresnettomiete der Unterstützungseinheit 
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nicht übersteigen und werden maximal bis zur fest-
gelegten angemessenen Jahresnettomiete ausbe-
zahlt. 
5 Besteht ein Untermietverhältnis, so wird die Jah-
resnettomiete um eine dem Untermietverhältnis an-
gemessene ortsübliche Miethöhe reduziert. In die-
sem Fall kann ein schriftlicher Untermietvertrag ein-
gefordert werden. 
6 Der Regierungsrat legt den maximalen Mietzins-
beitrag im Verhältnis zur Jahresnettomiete fest. 
 
§ 1 Höhe des Mietzinsbeitrages (§ 5 MBG) 
 
1 Die Gemeinden legen in ihren Reglementen ei-
nen maximalen Mietzinsbeitrag fest. 
2 Der maximale Mietzinsbeitrag beträgt mindes-
tens 75 % der Jahresnettomiete zuzüglich 20 % als 
Nebenkosten bzw. der angemessenen Jahresnet-
tomiete. 
3 In begründeten Ausnahmefällen können die Ge-
meinden vom festgelegten Mietzinsbeitrag in 
Abs. 2 abweichen und einen Beitrag bis maximal 
zum festgelegten Mietzinsgrenzwert gewähren 
 

§ 2 Jahreseinkommen  
 
1 Das Jahreseinkommen setzt sich zusammen aus 
sämtlichen Einkünften der im gemeinsamen Haus-
halt lebenden natürlichen Personen. Es umfasst 
das um den AHV-Beitrag reduzierte Brutto-Ein-
kommen, davon abgezogen werden Erwerbsun-
kosten, wie Auslagen für die Fahrt zur Arbeits-
stätte, Verpflegungsmehraufwand, übrige berufs-
bedingte Auslagen und AHV-Beiträge nicht er-
werbstätiger Personen sowie die abzugsfähigen 
Beiträge an die berufliche Vorsorge (2. Säule) ge-
mäss Steuer- und Finanzgesetz.  
 

 § 4 Massgebliches Einkommen (§ 8 MBG) 
 
Das Jahresnettoeinkommen, das 130 % des sozi-
alhilferechtlichen Grundbedarfs entspricht, wird zu 
100 % angerechnet. Der Teil des Jahresnettoein-
kommens, der 130 % des sozialhilferechtlichen 
Grundbedarfs übersteigt, wird zu 75 % angerech-
net. 
 
§ 5 Anerkannte Ausgaben (§ 9 MBG) 
 
Die Aufwendungen für den allgemeinen Lebensbe-
darf zur Berechnung der anerkannten Ausgaben 
betragen mindestens 100 % des Grundbedarfs ge-
mäss Sozialhilfegesetzgebung. 
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2 Dem Jahreseinkommen zugerechnet werden 
ausserdem nicht steuerbare Einkünfte der Haus-
haltmitglieder, wie Ergänzungsleistungen, Stipen-
dien, Alimente etc. 

 
 

§ 8 Tragbares Mass der Mietzinsbelastung 1 Die 
tragbare Miete ist der Betrag der verbleibt, wenn 
vom Jahreseinkommen der massgebliche Lebens-
bedarf sowie die effektiven Wohnnebenkosten ge-
mäss Mietvertrag abgezogen werden.  
2 Der massgebliche Lebensbedarf ist im Anhang 
zu diesem Reglement festgelegt und wird vom Ge-
meinderat jeweils der Kaufkraftveränderung ange-
passt. 

 § 2 Einkommensgrenze (§ 6 MBG) 
 
Der allgemeine Lebensbedarf beträgt mindestens 
130 % des Grundbedarfs gemäss Sozialhilfege-
setzgesetzes 
 

§ 5 Jahreseinkommenshöchstgrenze  
Das Jahreseinkommen darf Fr. 37'700.– zuzüglich 
eines Kinderbeitrages von Fr. 4’000.– pro Kind ge-
mäss § 3 Absatz 1 Bst. a MBG nicht übersteigen. 

§ 3. Einkommensgrenze  

Der zur Berechnung der Einkommensgrenze ver-
wendete allgemeine Lebensbedarf entspricht 130 % 
des Grundbedarfs gemäss § 9 der Sozialhilfever-
ordnung. 

§ 6 Einkommensgrenze 

 
1 Damit ein Anspruch auf Mietzinsbeiträge besteht, 
darf das Jahresnettoeinkommen der Unterstüt-
zungseinheit die Einkommensgrenze nicht überstei-
gen. Diese wird berechnet aus: 

a. dem allgemeinen Lebensbedarf; 

b. den effektiven Prämien der obligatorischen Krankenpflegeversicherung bis maximal der regionalen Durchschnittsprämien; 

c. der effektiven Jahresnettomiete bis maximal der angemessenen Jahresnettomiete zuzüglich 20 % der Nettomietkosten als Neben-
kosten; 

d. den effektiven Kosten für familienexterne Kinderbetreuung. 

2 Der Regierungsrat legt die Mindesthöhe des allge-
meinen Lebensbedarfs fest. 

 

§ 2 Einkommensgrenze (§ 6 MBG) 
 
Der allgemeine Lebensbedarf beträgt mindestens 
130 % des Grundbedarfs gemäss Sozialhilfege-
setzgesetzes 
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§ 6 Vermögenshöchstgrenze  
Hat der Gesuchsteller oder die Gesuchstellerin ein 
Reinvermögen von mehr als Fr. 55'000.— ohne 
Berücksichtigung von Vermögen eigener Kinder, 
so besteht kein Anspruch auf Mietzinsbeitrag. 

§ 4. Vermögensgrenze  
1 Die Vermögensgrenze entspricht dem 5-fachen 
der freien Vermögensbeträge gemäss § 16 Abs. 2 
der Sozialhilfeverordnung. 

 
2 Nicht zum Vermögen hinzugerechnet werden Mo-
torfahrzeuge, wenn sie aus beruflichen oder ge-
sundheitlichen Gründen benötigt werden. 

§ 7 Vermögensgrenze 

 
1 Damit ein Anspruch auf Mietzinsbeiträge besteht, 
darf das Vermögen der Unterstützungseinheit die 
Vermögensgrenze nicht übersteigen. 
2 Der Regierungsrat legt die Mindesthöhe der Ver-
mögensgrenze fest. 

 

§ 7 Angemessenheit der Wohnungsgrösse 
 Ein Mietzinsbeitrag wird in der Regel nur ausge-
richtet, wenn die Zahl der Zimmer jene der Bewoh-
ner und Bewohnerinnen um nicht mehr als 1 über-
steigt. 

  

 C. Berechnungsgrundlagen  

 § 5. Hypothetisches Einkommen  
1 Falls zur Unterstützungseinheit gehörende Perso-
nen auf eine zumutbare Erhöhung des Arbeitspen-
sums verzichten, wird das fehlende Einkommen als 
hypothetisches Einkommen angerechnet. 

 
2 Der Gemeinderat legt die zumutbaren Arbeitspen-
sen in der Verordnung fest.  

 

 § 6. Allgemeiner Lebensbedarf als anerkannte Aus-
gabe  

1 Der zur Berechnung der anerkannten Ausgaben 
verwendete allgemeine Lebensbedarf entspricht 
130 % des Grundbedarfs gemäss § 9 der Sozialhil-
feverordnung. 
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 D. Vollzugsbestimmungen  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
c§ 9 Härtefälle  
Wo aussergewöhnliche Verhältnisse dies rechtfer-
tigen, kann der Gemeinderat ausnahmsweise von 
den Bestimmungen dieses Reglementes abwei-
chen. 

§ 7. Zuständigkeit  
1 Der Gemeinderat delegiert den Erlass der Miet-
zinsbeitragsverfügungen zu diesem Reglement an 
die Gemeindeverwaltung. 

 
2 Die Gemeinde informiert die Einwohnerinnen und 
Einwohner in geeigneter Form über die Anspruchs-
voraussetzungen und das Vorgehen zur Antragstel-
lung zum Bezug von Mietzinsbeiträgen. 

 
3 Der Gemeinderat entscheidet auf Antrag der zu-
ständigen Stelle gemäss Abs. 1 über Härtefälle.  

 
4 Der Gemeinderat ist ermächtigt, die für den Voll-
zug dieses Reglements erforderliche Verordnung zu 
erlassen.  
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§ 10 Verfahren  
1 Gesuche um Gewährung von Mietzinsbeiträgen 
sind dem Gemeinderat unter Beilage der notwendi-
gen Unterlagen einzureichen.  
 
2 Im Falle eines zustimmenden Entscheides wer-
den die Beiträge ab Zeitpunkt der Gesuchseinrei-
chung gewährt. 3 Die Zusicherung gilt nur für ein 
Kalenderjahr. 

§ 8. Verfahren  
1 Gesuche um Ausrichtung von Mietzinsbeiträgen 
sind zusammen mit den notwendigen Unterlagen 
der Gemeindeverwaltung einzureichen. 

 
2 Die Beitragsberechtigung beginnt am Tag der Ein-
reichung des Beitragsgesuches. 

 
3 Die Beitragsberechtigung gilt für die in der Verfü-
gung genannte Zeitdauer, längstens jedoch bis zum 
Ablauf des Kalenderjahres oder bis zum Eintritt bei-
tragsrelevanter Veränderungen der Verhältnisse. 

 
4 Gesuche um Fortsetzung der Ausrichtung von 
Mietzinsbeiträgen sind jeweils bis 30 Tage nach Ab-
lauf der Verfügung einzureichen. Bei Vollständigkeit 
der Gesuchsunterlagen und Einhaltung dieses Ter-
mins erfolgt die Ausrichtung der Mietzinsbeiträge 
bei Gutheissung rückwirkend auf den 1. Tag nach 
Ablauf der Verfügung.  

 

 § 9. Auszahlung 
 Die zugesprochenen Beiträge werden in der Regel 
jeweils auf Monatsende ausbezahlt. 

 

 § 10. Rechtsmittel 
1Gegen Verfügungen der Gemeindeverwaltung 
kann innert 10 Tagen seit Zustellung schriftlich und 
begründet beim Gemeinderat Beschwerde erhoben 
werden. 

 
2Gegen Verfügungen des Gemeinderats kann innert 
10 Tagen seit Zustellung schriftlich und begründet 
beim Gemeinderat Einsprache erhoben werden. 

 

 1. Schlussbestimmungen  
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 § 11. Aufhebung bisherigen Rechts 

Mit Inkrafttreten dieses Reglements wird das Regle-
ment über die Ausrichtung von Mietzinsbeiträgen 
vom 28.1.1998 aufgehoben. 

 

§ 11 Inkrafttreten  
1 Dieses Reglement wurde mit Verfügung Nr. 70 
vom 15.4.1998 durch die Volkswirtschafts- und Sa-
nitätsdirektion genehmigt.  
 
2 Es tritt rückwirkend auf den 1.1.1998 in Kraft. 

§ 12. Inkrafttreten 

Dieses Reglement tritt vorbehältlich der Genehmi-
gung durch die Finanz- und Kirchendirektion des 
Kantons Basel-Landschaft auf DATUM (Genehmi-
gungsdatum der Finanz- und Kirchendirektion) in 
Kraft. 

 

 Von der Gemeindeversammlung am DATUM be-
schlossen und von der Finanz- und Kirchendirektion 
des Kantons Basel-Landschaft am DATUM geneh-
migt. 

 

 


